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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2007/2004 DES RATES

vom 26. Oktober 2004

zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengren-
zen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 62 Absatz 2 Buch-
stabe a) und Artikel 66,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Gemeinschaftspolitik im Bereich der Außengrenzen
der EU zielt auf einen integrierten Grenzschutz ab, der
ein einheitliches und hohes Kontroll- und Überwachungs-
niveau gewährleistet; dies ist eine notwendige Ergänzung
des freien Personenverkehrs innerhalb der Europäischen
Union und ein wesentliches Element des Raums der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts. Zu diesem Zweck ist
die Festlegung gemeinsamer Vorschriften über Standards
und Verfahren für die Kontrolle der Außengrenzen vor-
gesehen.

(2) Für eine wirksame Durchführung der gemeinsamen Vor-
schriften ist eine verstärkte Koordinierung der operativen
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten erforderlich.

(3) Unter Berücksichtigung der Erfahrungen der im Rahmen
des Rates tätigen Gemeinsamen Fachinstanz „Außengren-
zen“ sollte daher eine Europäische Agentur für die opera-
tive Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mitglied-
staaten der Europäischen Union (nachstehend „Agentur“
genannt) als spezielle Fachinstanz zur Verbesserung der
Koordinierung der operativen Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten im Bereich des Schutzes der Außen-
grenzen der Mitgliedstaaten errichtet werden.

(4) Die Verantwortung für die Kontrolle und die Überwa-
chung der Außengrenzen obliegt den Mitgliedstaaten.
Die Agentur sollte die Anwendung bestehender und

künftiger Maßnahmen der Gemeinschaft zum Schutz der
Außengrenzen erleichtern, indem sie die Aktionen der
Mitgliedstaaten zur Durchführung dieser Maßnahmen
koordiniert.

(5) Eine wirksame Kontrolle und Überwachung der Außen-
grenzen ist für die Mitgliedstaaten unabhängig von ihrer
geografischen Lage außerordentlich wichtig. Daher muss
die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich
des Schutzes der Außengrenzen gestärkt werden. Die Er-
richtung der Agentur zur Unterstützung der Mitgliedstaa-
ten bei der Durchführung der operativen Aspekte des
Schutzes der Außengrenzen, einschließlich der Rückfüh-
rung von Drittstaatsangehörigen, die sich illegal in den
Mitgliedstaaten aufhalten, stellt einen wichtigen Schritt in
diese Richtung dar.

(6) Zur Verbesserung des integrierten Schutzes der Außen-
grenzen sollte die Agentur — auf der Grundlage eines
gemeinsamen integrierten Risikoanalysemodells — Risi-
koanalysen durchführen, damit die Gemeinschaft und
die Mitgliedstaaten über hinreichende Informationen ver-
fügen, um geeignete Maßnahmen ergreifen bzw. den fest-
gestellten Gefahren und Risiken begegnen zu können.

(7) Die Agentur sollte Schulungen auf europäischer Ebene
für nationale Ausbilder von Grenzschutzbeamten sowie
zusätzliche Fortbildung und Seminare über die Kontrolle
und Überwachung der Außengrenzen und die Abschie-
bung von Drittstaatsangehörigen, die sich illegal in den
Mitgliedstaaten aufhalten, für Beamte der zuständigen na-
tionalen Dienste anbieten. Die Agentur kann in Zusam-
menarbeit mit den Mitgliedstaaten in deren Hoheitsgebiet
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen durchführen.

(8) Die Agentur sollte die Entwicklungen in der wissenschaft-
lichen Forschung verfolgen, die in diesem Bereich maß-
geblich sind, und diese Informationen an die Kommission
und die Mitgliedstaaten weiterleiten.

(9) Die Agentur sollte ein Inventar der von den Mitgliedstaa-
ten bereitgestellten technischen Ausrüstungsgegenstände
führen und damit zu einer Bündelung der Sachmittel
beitragen.
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(10) Die Agentur sollte Mitgliedstaaten auch in Situationen
unterstützen, die eine verstärkte technische und operative
Unterstützung an den Außengrenzen erfordert.

(11) In den meisten Mitgliedstaaten obliegen die operativen
Aspekte der Rückführung von Drittstaatsangehörigen,
die sich illegal in den Mitgliedstaaten aufhalten, den Be-
hörden, die für die Kontrolle der Außengrenzen zustän-
dig sind. Da die Durchführung dieser Aufgaben auf eu-
ropäischer Ebene einen deutlichen Mehrwert bietet, sollte
die Agentur nach Maßgabe der Rückführungspolitik der
Gemeinschaft die erforderliche Unterstützung für die Or-
ganisation gemeinsamer Rückführungsaktionen der Mit-
gliedstaaten leisten sowie bewährte Praktiken für die Be-
schaffung von Reisedokumenten und die Abschiebung
von Drittstaatsangehörigen, die sich illegal im Hoheitsge-
biet der Mitgliedstaaten aufhalten, ermitteln.

(12) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Agentur in dem
hierfür erforderlichen Umfang mit Europol, den zuständi-
gen Behörden von Drittstaaten und den internationalen
Organisationen, die für die in dieser Verordnung gere-
gelte Materie zuständig sind, im Rahmen von Arbeitsver-
einbarungen zusammenarbeiten, die gemäß den einschlä-
gigen Bestimmungen des Vertrags geschlossen wurden.
Die Agentur sollte die operative Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten und Drittstaaten im Rahmen
der Außenbeziehungen der Europäischen Union erleich-
tern.

(13) Die Agentur kann — ausgehend von den Erfahrungen
der Gemeinsamen Fachinstanz „Außengrenzen“ sowie
der von den Mitgliedstaaten errichteten operativen Zent-
ren und Ausbildungszentren für die verschiedenen As-
pekte der Kontrolle und Überwachung der Land-, Luft-
und Seegrenzen — selbst Fachaußenstellen einrichten, die
für die Land-, Luft- und Seegrenzen zuständig sind.

(14) Die Agentur sollte in technischen Fragen unabhängig und
rechtlich, verwaltungstechnisch und finanziell autonom
sein. Daher ist es notwendig und sinnvoll, dass die Agen-
tur eine Einrichtung der Gemeinschaft mit eigener
Rechtspersönlichkeit darstellt, die die Durchführungsbe-
fugnisse ausübt, die ihr durch diese Verordnung verliehen
werden.

(15) Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten in einem
Verwaltungsrat vertreten sein, um die Tätigkeit der Agen-
tur wirksam kontrollieren zu können. Der Verwaltungsrat
sollte sich soweit möglich aus den Einsatzleitern der für
den Grenzschutz zuständigen nationalen Behörden oder
deren Vertretern zusammensetzen. Er sollte mit den er-
forderlichen Befugnissen für die Aufstellung des Haus-
haltsplans, die Prüfung seiner Durchführung, die Verab-
schiedung angemessener Finanzvorschriften, die Festle-
gung transparenter Arbeitsverfahren für Entscheidungs-
prozesse der Agentur und für die Ernennung des Exeku-
tivdirektors und seines Stellvertreters ausgestattet sein.

(16) Um die vollständige Selbstständigkeit und Unabhängig-
keit der Agentur zu gewährleisten, sollte sie mit einem

eigenständigen Haushalt ausgestattet werden, dessen Ein-
nahmen im Wesentlichen aus einem Beitrag der Gemein-
schaft bestehen. Das Haushaltsverfahren der Gemein-
schaft sollte Anwendung finden, soweit der Beitrag der
Gemeinschaft und etwaige andere Zuschüsse aus dem
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union betroffen
sind. Die Rechnungsprüfung sollte durch den Rechnungs-
hof erfolgen.

(17) Die Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 über die
Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbe-
kämpfung (OLAF) (1) sollte uneingeschränkt auf die Agen-
tur Anwendung finden, die der Interinstitutionellen Ver-
einbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem
Rat der Europäischen Union und der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften über die internen Untersu-
chungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung
(OLAF) (2) beitreten sollte.

(18) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europä-
ischen Parlaments, des Rates und der Kommission (3)
sollte auf die Agentur Anwendung finden.

(19) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
Agentur findet die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezem-
ber 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten durch die Organe
und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Da-
tenverkehr (4) Anwendung.

(20) Die Ausarbeitung von politischen Konzepten und Rechts-
vorschriften für die Kontrolle und Überwachung der Au-
ßengrenzen fällt weiterhin in die Zuständigkeit der EU-
Organe, insbesondere des Rates. Eine enge Koordinierung
zwischen der Agentur und diesen Organen sollte gewähr-
leistet sein.

(21) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Notwendig-
keit der Schaffung einer integrierten Verwaltung der ope-
rativen Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union auf Ebene der Mit-
gliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können
und daher besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen
sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Ver-
ordnung nicht über das für die Erreichung dieser Ziele
erforderliche Maß hinaus.

(22) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrech-
ten und Grundsätzen, die in Artikel 6 Absatz 2 des Ver-
trags über die Europäische Union anerkannt wurden und
sich aus der Charta der Grundrechte der Europäischen
Union ergeben.
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(23) Für Island und Norwegen stellt diese Verordnung eine
Weiterentwicklung von Bestimmungen des Schengen-Be-
sitzstands im Sinne des Übereinkommens zwischen dem
Rat der Europäischen Union sowie der Republik Island
und dem Königreich Norwegen über die Assoziierung der
beiden letztgenannten Staaten bei der Umsetzung, An-
wendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands
dar, die in den in Artikel 1 Buchstabe A des Beschlusses
1999/437/EG des Rates (1) zum Erlass bestimmter Durch-
führungsvorschriften zu jenem Übereinkommen genann-
ten Bereich fallen. Daher sollten Delegationen der Repub-
lik Island und des Königreichs Norwegen dem Verwal-
tungsrat der Agentur als Mitglieder — wenn auch mit
eingeschränktem Stimmrecht — angehören. Die weiteren
Bedingungen für eine uneingeschränkte Teilnahme der
Republik Island und des Königreichs Norwegen an den
Tätigkeiten der Agentur sollten in einer zusätzlichen Ver-
einbarung zwischen der Gemeinschaft und diesen Staaten
festgelegt werden.

(24) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht
an der Annahme dieser Verordnung, die für Dänemark
nicht bindend oder anwendbar ist. Da diese Verordnung
den Schengen-Besitzstand nach den Bestimmungen des
Dritten Teils des Titels IV des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft ergänzt, beschließt Däne-
mark gemäß Artikel 5 des genannten Protokolls inner-
halb von sechs Monaten, nachdem der Rat diese Verord-
nung erlassen hat, ob es sie in nationales Recht umsetzt.

(25) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung von Be-
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen das
Vereinigte Königreich sich gemäß dem Beschluss
2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-
land, einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands
auf sie anzuwenden (2), nicht beteiligt. Das Vereinigte Kö-
nigreich beteiligt sich daher nicht an der Annahme dieser
Verordnung, die für das Vereinigte Königreich nicht bin-
dend oder anwendbar ist.

(26) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung von Be-
stimmungen des Schengen-Besitzstands dar, an denen
sich Irland gemäß dem Beschluss 2002/192/EG des Rates
vom 28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwen-
dung einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands
auf Irland (3) nicht beteiligt. Irland beteiligt sich daher
nicht an der Annahme dieser Verordnung, die für Irland
nicht bindend oder anwendbar ist.

(27) Die Agentur sollte die Durchführung von operativen
Maßnahmen erleichtern, bei denen die Mitgliedstaaten

das Fachwissen und die Einrichtungen, die Irland und
das Vereinigte Königreich möglicherweise zur Verfügung
zu stellen bereit sind, nutzen können, wobei die Einzel-
heiten der Nutzung von Fall zu Fall vom Verwaltungsrat
festzulegen sind. Deshalb sollten Vertreter Irlands und
des Vereinigten Königreichs zu allen Sitzungen des Ver-
waltungsrats eingeladen werden, damit sie an den Bera-
tungen zur Vorbereitung solcher operativer Maßnahmen
uneingeschränkt teilnehmen können.

(28) Zwischen dem Königreich Spanien und dem Vereinigten
Königreich bestehen unterschiedliche Auffassungen über
den Verlauf der Grenzen Gibraltars.

(29) Die Aussetzung der Anwendbarkeit dieser Verordnung
auf die Grenzen Gibraltars stellt keinerlei Änderung der
jeweiligen Standpunkte der betreffenden Staaten dar —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

GEGENSTAND

Artikel 1

Errichtung der Agentur

(1) Es wird eine Europäische Agentur für die operative Zu-
sammenarbeit an den Außengrenzen (nachstehend „Agentur“
genannt) zur Verbesserung des integrierten Schutzes der Außen-
grenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union errichtet.

(2) In dem Bewusstsein, dass die Verantwortung für die Kon-
trolle und die Überwachung der Außengrenzen den Mitglied-
staaten obliegt, erleichtert die Agentur die Anwendung besteh-
ender und künftiger Maßnahmen der Gemeinschaft im Zusam-
menhang mit dem Schutz der Außengrenzen und fördert ihre
Wirksamkeit. Dies erfolgt durch die Koordinierung der Aktionen
der Mitgliedstaaten bei der Durchführung dieser Maßnahmen,
womit sie zu einem wirksamen, hohen und einheitlichen Niveau
der Personenkontrollen und der Überwachung der Außengren-
zen der Mitgliedstaaten beiträgt.

(3) Die Agentur steht der Kommission und den Mitgliedstaa-
ten außerdem mit der notwendigen technischen Unterstützung
und Fachwissen im Bereich des Schutzes der Außengrenzen zur
Seite und fördert die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten.

(4) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
„Außengrenzen der Mitgliedstaaten“ die Land- und Seegrenzen
der Mitgliedstaaten sowie ihre Flug- und Seehäfen, auf die die
Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts über das Überschreiten
der Außengrenzen durch Personen Anwendung finden.
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KAPITEL II

AUFGABEN

Artikel 2

Wesentliche Aufgaben

(1) Die Agentur hat folgende Aufgaben:

a) Koordinierung der operativen Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten im Bereich des Schutzes der Außengrenzen;

b) Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der Ausbildung von
Grenzschutzbeamten einschließlich der Festlegung gemeinsa-
mer Ausbildungsnormen;

c) Durchführung von Risikoanalysen;

d) Verfolgung der Entwicklungen der für die Kontrolle und
Überwachung der Außengrenzen relevanten Forschung;

e) Unterstützung der Mitgliedstaaten in Situationen, die eine
verstärkte technische und operative Unterstützung an den
Außengrenzen erfordern;

f) Bereitstellung der notwendigen Unterstützung für die Mit-
gliedstaaten bei der Organisation gemeinsamer Rückfüh-
rungsaktionen.

(2) Unbeschadet der Zuständigkeiten der Agentur können die
Mitgliedstaaten mit anderen Mitgliedstaaten und/oder Drittlän-
dern an den Außengrenzen weiterhin auf operativer Ebene zu-
sammenarbeiten, soweit diese Zusammenarbeit die Tätigkeit der
Agentur ergänzt.

Die Mitgliedstaaten unterlassen jegliche Handlung, die den Be-
trieb der Agentur oder die Erreichung ihrer Ziele in Frage stellen
könnte.

Die Mitgliedstaaten berichten der Agentur über diese nicht im
Rahmen der Agentur erfolgenden operativen Maßnahmen an
den Außengrenzen.

Artikel 3

Gemeinsame Aktionen und Pilotprojekte an den Außen-
grenzen

(1) Die Agentur bewertet, billigt und koordiniert Vorschläge
der Mitgliedstaaten für gemeinsame Aktionen und Pilotprojekte.

Die Agentur kann selbst und im Benehmen mit dem/den be-
treffenden Mitgliedstaat/en Initiativen für gemeinsame Aktionen
und Pilotprojekte in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
ergreifen.

Sie kann auch beschließen, ihre technische Ausrüstung den Mit-
gliedstaaten, die an gemeinsamen Aktionen oder Pilotprojekten
teilnehmen, zur Verfügung zu stellen.

(2) Die Agentur kann sich für die praktische Durchführung
gemeinsamer Aktionen und Pilotprojekte seiner Fachaußenstel-
len nach Artikel 16 bedienen.

(3) Die Agentur bewertet die Ergebnisse der gemeinsamen
Aktionen und Pilotprojekte und erstellt eine umfassende ver-
gleichende Analyse dieser Ergebnisse mit dem Ziel, die Qualität,
Kohärenz und Wirksamkeit künftiger Aktionen und Projekte zu
verbessern; sie nimmt diese Analyse in ihren allgemeinen Tätig-
keitsbericht nach Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe b) auf.

(4) Die Agentur kann beschließen, eine Kofinanzierung der
Aktionen und Projekte nach Absatz 1 mit Zuschüssen aus ih-
rem Haushalt nach Maßgabe der Finanzvorschriften der Agentur
zu gewähren.

Artikel 4

Risikoanalyse

Die Agentur entwickelt ein gemeinsames integriertes Risikoa-
nalysemodell und wendet es an.

Sie erstellt sowohl allgemeine als auch spezifische Risikoanaly-
sen, die dem Rat und der Kommission übermittelt werden.

Bei der Entwicklung des gemeinsamen zentralen Lehrplans für
die Ausbildung von Grenzschutzbeamten nach Artikel 5 be-
rücksichtigt die Agentur die Ergebnisse des gemeinsamen integ-
rierten Risikoanalysemodells.

Artikel 5

Ausbildung

Die Agentur erstellt einen gemeinsamen zentralen Lehrplan für
die Ausbildung von Grenzschutzbeamten und entwickelt diesen
weiter; sie bietet Schulungen auf europäischer Ebene für die
Ausbilder der nationalen Grenzschutzbeamten der Mitgliedstaa-
ten an.

Die Agentur bietet auch Fortbildungskurse und Seminare über
Themen im Zusammenhang mit der Kontrolle und Überwa-
chung der Außengrenzen und der Rückführung von Dritt-
staatsangehörigen für Beamte der zuständigen nationalen
Dienste der Mitgliedstaaten an.

Die Agentur kann in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
in deren Hoheitsgebiet Ausbildungsmaßnahmen durchführen.

Artikel 6

Verfolgung der Entwicklungen in der Forschung

Die Agentur verfolgt die für die Kontrolle und Überwachung der
Außengrenzen relevanten Entwicklungen in der Forschung und
leitet diese Informationen an die Kommission und die Mitglied-
staaten weiter.
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Artikel 7

Verwaltung der technischen Ausrüstung

Die Agentur erstellt und führt ein Zentralregister der techni-
schen Ausrüstungsgegenstände der Mitgliedstaaten für die Kon-
trolle und Überwachung der Außengrenzen, die sie anhand ei-
ner Bedarfs- und Risikoanalyse der Agentur auf freiwilliger Basis
und auf Antrag eines anderen Mitgliedstaats für einen vorüber-
gehenden Zeitraum zur Verfügung zu stellen bereit sind.

Artikel 8

Unterstützung von Mitgliedstaaten in einer Situation, die
eine verstärkte technische und operative Unterstützung an

den Außengrenzen erfordert

(1) Unbeschadet des Artikels 64 Absatz 2 des Vertrags kön-
nen ein oder mehrere Mitgliedstaaten, die sich bei der Wahrneh-
mung ihrer Pflichten im Bereich der Kontrolle und Überwa-
chung der Außengrenzen einer Situation gegenübersehen, die
eine verstärkte technische und operative Unterstützung erfor-
dert, die Agentur um Unterstützung ersuchen. Die Agentur
kann die technische und operative Unterstützung für den er-
suchenden Mitgliedstaat/die ersuchenden Mitgliedstaaten organi-
sieren.

(2) In einer Situation nach Absatz 1 kann die Agentur

a) bei der Koordinierung zwischen zwei oder mehreren Mit-
gliedstaaten Unterstützung mit dem Ziel leisten, die Pro-
bleme an den Außengrenzen zu bewältigen;

b) ihre Experten zur Unterstützung der zuständigen nationalen
Behörden des/der betroffenen Mitgliedstaats/en für einen an-
gemessenen Zeitraum abstellen.

(3) Die Agentur kann technische Ausrüstungsgegenstände
zur Kontrolle und Überwachung der Außengrenzen erwerben,
die von ihren Experten während der Dauer ihrer Abstellung in
dem/den betreffenden Mitgliedstaat/en verwendet werden.

Artikel 9

Zusammenarbeit bei der Rückführung

(1) Die Agentur leistet nach Maßgabe der Rückführungspoli-
tik der Gemeinschaft die erforderliche Unterstützung für die
Organisation gemeinsamer Rückführungsaktionen der Mitglied-
staaten. Die Agentur kann Finanzmittel der Gemeinschaft nut-
zen, die für Rückführungszwecke zur Verfügung stehen.

(2) Die Agentur ermittelt bewährte Praktiken für die Beschaf-
fung von Reisedokumenten und die Abschiebung von illegal
aufhältigen Drittstaatsangehörigen.

Artikel 10

Wahrnehmung von Durchführungsbefugnissen

Bei einem Einsatz im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats
unterliegen das Personal der Agentur und die Experten der Mit-

gliedstaaten bei der Wahrnehmung ihrer Durchführungsbefug-
nisse dem nationalen Recht des betreffenden Mitgliedstaats.

Artikel 11

Systeme für den Informationsaustausch

Die Agentur kann alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um
den Austausch von Informationen, die für ihre Tätigkeit von
Bedeutung sind, mit der Kommission und den Mitgliedstaaten
zu erleichtern.

Artikel 12

Zusammenarbeit mit Irland und dem Vereinigten
Königreich

(1) Die Agentur erleichtert die operative Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten mit Irland und dem Vereinigten Königreich bei
in ihren Tätigkeitsbereich fallenden Fragen, soweit dies für die
Erfüllung ihrer Aufgaben nach Artikel 2 Absatz 1 erforderlich
ist.

(2) Zu der von der Agentur nach Artikel 2 Absatz 1 Buch-
stabe f) zu leistenden Unterstützung zählt die Organisation von
gemeinsamen Rückführungsaktionen, an denen sich auch Irland
oder das Vereinigte Königreich oder beide Staaten beteiligen.

(3) Die Anwendung dieser Verordnung auf die Grenzen
Gibraltars wird bis zu dem Zeitpunkt ausgesetzt, zu dem eine
Einigung über den Umfang der Maßnahmen betreffend das
Überschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten durch
Personen erzielt worden ist.

Artikel 13

Zusammenarbeit mit Europol und internationalen
Organisationen

Die Agentur kann mit Europol und den internationalen Orga-
nisationen, die für die von dieser Verordnung erfassten Bereiche
zuständig sind, im Rahmen von mit diesen Stellen geschlosse-
nen Arbeitsvereinbarungen im Einklang mit den einschlägigen
Bestimmungen des Vertrags und den Bestimmungen über die
Zuständigkeit dieser Stellen zusammenarbeiten.

Artikel 14

Erleichterung der operativen Zusammenarbeit mit
Drittstaaten und Zusammenarbeit mit den zuständigen

Behörden von Drittstaaten

Bei in ihren Tätigkeitsbereich fallenden Fragen und soweit dies
für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, erleichtert die
Agentur die operative Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten und Drittstaaten im Rahmen der Außenbeziehungen der
Europäischen Union.
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Die Agentur kann mit Drittstaatsbehörden, die für die von die-
ser Verordnung erfassten Bereiche zuständig sind, im Rahmen
von mit diesen Behörden geschlossenen Arbeitsvereinbarungen
im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des Vertrags
zusammenarbeiten.

KAPITEL III

AUFBAU

Artikel 15

Rechtsstellung und Sitz

Die Agentur ist eine Einrichtung der Gemeinschaft. Sie besitzt
Rechtspersönlichkeit.

Die Agentur besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende
Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die juristischen Personen nach
dessen Rechtsvorschriften zuerkannt wird. Sie kann insbeson-
dere bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und
veräußern und ist vor Gericht parteifähig.

Die Agentur ist in technischen Fragen unabhängig.

Sie wird von ihrem Exekutivdirektor vertreten.

Über den Sitz der Agentur entscheidet der Rat einstimmig.

Artikel 16

Fachaußenstellen

Der Verwaltungsrat der Agentur beurteilt die Frage, ob es einen
Bedarf an Fachaußenstellen in den Mitgliedstaaten gibt und ent-
scheidet nach deren Zustimmung über die Einrichtung einer
solchen Stelle; er berücksichtigt dabei, dass den bereits errichte-
ten und in den verschiedenen Aspekten der Kontrolle bzw.
Überwachung der Land-, Luft- und Seegrenzen spezialisierten
operativen Zentren und Ausbildungszentren gebührender Vor-
rang eingeräumt werden sollte.

Die Fachaußenstellen der Agentur ermitteln bewährte Praktiken
in Bezug auf die besonderen Arten von Außengrenzen, für die
sie zuständig sind. Die Agentur gewährleistet die Kohärenz und
Einheitlichkeit dieser bewährten Praktiken.

Jede Fachaußenstelle übermittelt dem Exekutivdirektor der
Agentur einen umfassenden Jahresbericht über ihre Tätigkeit
und alle anderen Informationen, die für die Koordinierung der
operativen Zusammenarbeit relevant sind.

Artikel 17

Personal

(1) Für das Personal der Agentur gelten die Bestimmungen
des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaften, die
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der
Europäischen Gemeinschaften und die im gegenseitigen Einver-
nehmen der Organe der Europäischen Gemeinschaften erlasse-
nen Vorschriften zur Durchführung dieser Bestimmungen und
Beschäftigungsbestimmungen.

(2) Die der Anstellungsbehörde durch das Statut der Beamten
und die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedienste-
ten übertragenen Befugnisse werden von der Agentur gegenüber
ihrem Personal ausgeübt.

(3) Das Personal der Agentur besteht aus einer ausreichenden
Zahl von Beamten und aus nationalen Experten für die Kon-
trolle und Überwachung an den Außengrenzen, die von den
Mitgliedstaaten für leitende Funktionen abgeordnet werden.
Das übrige Personal besteht aus anderen Bediensteten, die die
Agentur entsprechend ihrem Bedarf einstellt.

Artikel 18

Vorrechte und Befreiungen

Auf die Agentur findet das Protokoll über die Vorrechte und
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften Anwendung.

Artikel 19

Haftung

(1) Die vertragliche Haftung der Agentur bestimmt sich nach
dem Recht, das auf den betreffenden Vertrag anzuwenden ist.

(2) Für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel in ei-
nem von der Agentur geschlossenen Vertrag ist der Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften zuständig.

(3) Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die
Agentur einen durch ihre Dienststellen oder Bediensteten in
Ausübung ihres Amtes verursachten Schaden nach den allge-
meinen Rechtsgrundsätzen, die den Rechtsordnungen der Mit-
gliedstaaten gemeinsam sind.

(4) Für Streitsachen über Schadensersatz nach Absatz 3 ist
der Gerichtshof zuständig.

(5) Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der
Agentur bestimmt sich nach den Bestimmungen des Statuts
oder den für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen.

Artikel 20

Befugnisse des Verwaltungsrats

(1) Die Agentur verfügt über einen Verwaltungsrat.

(2) Der Verwaltungsrat

a) ernennt den Exekutivdirektor auf Vorschlag der Kommission
nach Maßgabe des Artikels 26;

b) nimmt vor dem 31. März jeden Jahres den allgemeinen
Tätigkeitsbericht der Agentur für das vorangegangene Jahr
an und übermittelt ihn spätestens bis zum 15. Juni dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem
Rechnungshof. Der allgemeine Tätigkeitsbericht wird
veröffentlicht;
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c) legt nach Stellungnahme der Kommission vor dem 30. Sep-
tember jeden Jahres mit der Mehrheit von zwei Dritteln
seiner stimmberechtigten Mitglieder das Arbeitsprogramm
der Agentur für das darauf folgende Jahr fest und übermittelt
es dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommis-
sion; dieses Arbeitsprogramm wird gemäß dem jährlichen
Haushaltsverfahren der Gemeinschaft und ihrem Gesetzge-
bungsprogramm in den einschlägigen Bereichen des Schutzes
der Außengrenzen festgelegt;

d) legt Verfahren für die Entscheidungen des Exekutivdirektors
in Bezug auf die operativen Aufgaben der Agentur fest;

e) nimmt seine Aufgaben im Zusammenhang mit dem Haus-
halt der Agentur nach Artikel 28, Artikel 29 Absätze 5, 9
und 11, Artikel 30 Absatz 5 und Artikel 32 wahr;

f) übt die Disziplinargewalt über den Exekutivdirektor sowie,
im Einvernehmen mit dem Exekutivdirektor, über den stell-
vertretenden Exekutivdirektor aus;

g) gibt sich eine Geschäftsordnung;

h) legt die Organisationsstruktur der Agentur fest und bestimmt
die Personalpolitik der Agentur.

(3) Bei Vorschlägen für Beschlüsse über spezielle Maßnah-
men, die an der Außengrenze eines bestimmten Mitgliedstaats
oder in deren unmittelbarer Nähe durchgeführt werden sollen,
ist zu ihrer Annahme die Zustimmung des diesen Mitgliedstaat
vertretenden Mitglieds des Verwaltungsrats erforderlich.

(4) Der Verwaltungsrat kann den Exekutivdirektor in allen
Fragen beraten, die eng mit der Konzeption der operativen Ver-
waltung der Außengrenzen, einschließlich der in Artikel 6 vor-
gesehenen Verfolgung der Entwicklungen in der Forschung zu-
sammenhängen.

(5) Bei einem Antrag Irlands und/oder des Vereinigten König-
reichs auf Beteiligung an Maßnahmen der Agentur beschließt
der Verwaltungsrat über diesen Antrag.

Der Verwaltungsrat beschließt von Fall zu Fall mit der absoluten
Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder. Bei seinem
Beschluss prüft der Verwaltungsrat, ob die Beteiligung Irlands
und/oder des Vereinigten Königreichs zur Ausführung der be-
treffenden Maßnahme beiträgt. In dem Beschluss wird der Fi-
nanzbeitrag Irlands und/oder des Vereinigten Königreichs zu der
Maßnahme, die Gegenstand des Antrags auf Beteiligung ist, fest-
gelegt.

(6) Der Verwaltungsrat übermittelt der Haushaltsbehörde
jährlich alle Informationen, die für das Ergebnis der Evaluie-
rungsverfahren maßgeblich sind.

(7) Der Verwaltungsrat kann einen Exekutivausschuss einset-
zen, der den Verwaltungsrat und den Exekutivdirektor bei der
Vorbereitung der vom Verwaltungsrat anzunehmenden Be-
schlüsse, Programme und Tätigkeiten unterstützt und bei Bedarf

in dringenden Fällen im Namen des Verwaltungsrats bestimmte
vorläufige Beschlüsse fasst.

Artikel 21

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Unbeschadet des Absatzes 3 setzt sich der Verwaltungsrat
aus einem Vertreter jedes Mitgliedstaats und zwei Vertretern der
Kommission zusammen. Zu diesem Zweck benennt jeder Mit-
gliedstaat ein Mitglied des Verwaltungsrats sowie einen Stellver-
treter, der das Mitglied in dessen Abwesenheit vertritt. Die Kom-
mission benennt zwei Mitglieder und deren Stellvertreter. Die
Amtszeit beträgt vier Jahre. Wiederernennung ist einmal zuläs-
sig.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden aufgrund des
hohen Niveaus ihrer einschlägigen Erfahrungen und ihres Fach-
wissens im Bereich der operativen Zusammenarbeit beim
Grenzschutz ernannt.

(3) Länder, die bei der Umsetzung, Anwendung und Weiter-
entwicklung des Schengen-Besitzstands assoziiert sind, beteiligen
sich an der Agentur. Sie entsenden jeweils einen Vertreter und
einen Stellvertreter in den Verwaltungsrat. Nach den einschlägi-
gen Bestimmungen der Abkommen über ihre Assoziierung wer-
den Vereinbarungen erarbeitet, die unter anderem Art und Um-
fang der Beteiligung dieser Länder an den Arbeiten der Agentur
sowie detaillierte Vorschriften dafür, einschließlich Bestimmun-
gen zu Finanzbeiträgen und Personal, festlegen.

Artikel 22

Vorsitz des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat wählt aus dem Kreis seiner Mitglieder
einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
Der stellvertretende Vorsitzende tritt im Fall der Verhinderung
des Vorsitzenden von Amts wegen an dessen Stelle.

(2) Die Amtszeit des Vorsitzenden bzw. des stellvertretenden
Vorsitzenden endet, wenn der Vorsitzende bzw. stellvertretende
Vorsitzende nicht mehr dem Verwaltungsrat angehört. Unbe-
schadet dieser Bestimmung beträgt die Amtszeit des Vorsitzen-
den oder des stellvertretenden Vorsitzenden zwei Jahre. Wieder-
ernennung ist einmal zulässig.

Artikel 23

Sitzungen

(1) Der Verwaltungsrat wird von seinem Vorsitzenden einbe-
rufen.

(2) Der Exekutivdirektor der Agentur nimmt an den Beratun-
gen teil.

(3) Der Verwaltungsrat hält jährlich mindestens zwei ordent-
liche Sitzungen ab. Darüber hinaus tritt er auf Veranlassung
seines Vorsitzenden oder auf Antrag mindestens eines Drittels
seiner Mitglieder zusammen.
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(4) Irland und das Vereinigte Königreich werden zu den Sitz-
ungen des Verwaltungsrats eingeladen.

(5) Der Verwaltungsrat kann alle weiteren Personen, deren
Stellungnahme von Interesse sein kann, als Beobachter zur Teil-
nahme an den Sitzungen einladen.

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrates können sich vorbe-
haltlich der Bestimmungen der Geschäftsordnung von Beratern
oder Experten unterstützen lassen.

(7) Die Sekretariatsgeschäfte des Verwaltungsrats werden von
der Agentur wahrgenommen.

Artikel 24

Abstimmungen

(1) Unbeschadet des Artikels 20 Absatz 2 Buchstabe c) sowie
des Artikels 26 Absätze 2 und 4 fasst der Verwaltungsrat seine
Beschlüsse mit der absoluten Mehrheit seiner stimmberechtigten
Mitglieder.

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Der Exekutivdirektor
nimmt an der Abstimmung nicht teil. Bei Abwesenheit eines
Mitglieds ist sein Stellvertreter berechtigt, dessen Stimmrecht
auszuüben.

(3) In der Geschäftsordnung werden detailliertere Vorschrif-
ten für Abstimmungen festgelegt, insbesondere die Bedingun-
gen, unter denen ein Mitglied im Namen eines anderen handeln
kann, sowie gegebenenfalls Bestimmungen über die Beschluss-
fähigkeit.

Artikel 25

Aufgaben und Befugnisse des Exekutivdirektors

(1) Die Agentur wird von ihrem Exekutivdirektor geleitet, der
in der Wahrnehmung seiner Aufgaben völlig unabhängig ist.
Unbeschadet der jeweiligen Zuständigkeiten der Kommission,
des Verwaltungsrates und des Exekutivausschusses darf der Exe-
kutivdirektor Weisungen von Regierungen oder einer sonstigen
Stelle weder anfordern noch entgegennehmen.

(2) Das Europäische Parlament oder der Rat können den
Exekutivdirektor der Agentur auffordern, über die Erfüllung sei-
ner Aufgaben Bericht zu erstatten.

(3) Der Exekutivdirektor hat die folgenden Aufgaben und
Befugnisse:

a) Er bereitet die vom Verwaltungsrat der Agentur anzunehm-
enden Beschlüsse, Programme und Tätigkeiten innerhalb der
in dieser Verordnung sowie in den Durchführungsbestim-
mungen und sonstigen anwendbaren Rechtsvorschriften fest-
gelegten Grenzen vor und führt sie durch.

b) Er unternimmt alle erforderlichen Schritte, einschließlich des
Erlasses interner Verwaltungsvorschriften und der Veröffent-
lichung von Mitteilungen, um das Funktionieren der Agentur
nach Maßgabe dieser Verordnung zu gewährleisten.

c) Er erstellt jährlich den Entwurf eines Arbeitsprogramms und
einen Tätigkeitsbericht und legt diese dem Verwaltungsrat
vor.

d) Er übt gegenüber den Bediensteten die in Artikel 17 Absatz 2
genannten Befugnisse aus.

e) Er stellt den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben der
Agentur nach Artikel 29 auf und führt den Haushaltsplan
nach Artikel 30 durch.

f) Er kann vorbehaltlich der nach dem in Artikel 20 Absatz 2
Buchstabe g) genannten Verfahren zu erlassenden Vorschrif-
ten seine Befugnisse anderen Bediensteten der Agentur über-
tragen.

(4) Der Exekutivdirektor ist gegenüber dem Verwaltungsrat
für seine Tätigkeit verantwortlich.

Artikel 26

Ernennung von Bediensteten in leitender Funktion

(1) Die Kommission schlägt auf der Grundlage einer Bewer-
berliste, die im Anschluss an die Stellenausschreibung im Amts-
blatt der Europäischen Union, in der Presse oder im Internet er-
stellt wird, Bewerber für den Posten des Exekutivdirektors vor.

(2) Der Exekutivdirektor der Agentur wird vom Verwaltungs-
rat aufgrund von Verdiensten und nachgewiesenen Verwaltungs-
und Managementfertigkeiten sowie seiner einschlägigen Erfah-
rung auf dem Gebiet des Schutzes der Außengrenzen ernannt.
Der Verwaltungsrat trifft seine Entscheidung mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln aller stimmberechtigten Mitglieder.

Der Verwaltungsrat kann den Exekutivdirektor nach demselben
Verfahren seines Amtes entheben.

(3) Der Exekutivdirektor wird vom einem stellvertretenden
Exekutivdirektor unterstützt. Bei Abwesenheit oder Verhinde-
rung des Exekutivdirektors nimmt der stellvertretende Exekutiv-
direktor seine Aufgaben wahr.

(4) Der stellvertretende Exekutivdirektor wird vom Verwal-
tungsrat auf Vorschlag des Exekutivdirektors aufgrund von Ver-
diensten und nachgewiesenen Verwaltungs- und Management-
fertigkeiten sowie seiner einschlägigen Erfahrung auf dem Gebiet
des Schutzes der Außengrenzen ernannt. Der Verwaltungsrat
trifft seine Entscheidung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
aller stimmberechtigten Mitglieder.
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Der Verwaltungsrat kann den stellvertretenden Exekutivdirektor
nach demselben Verfahren seines Amtes entheben.

(5) Die Amtszeit des Exekutivdirektors und seines Stellvertre-
ters beträgt fünf Jahre. Der Verwaltungsrat kann die Amtszeit
einmal um bis zu fünf Jahre verlängern.

Artikel 27

Übersetzung

(1) Für die Agentur gelten die Bestimmungen der Verord-
nung Nr. 1 vom 15. April 1958 zur Regelung der Sprachen-
frage für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (1).

(2) Unbeschadet der auf der Grundlage des Artikels 290 des
Vertrags gefassten Beschlüsse werden der Jahresbericht und das
Arbeitsprogramm nach Artikel 20 Absatz 2 Buchstaben b)
und c) in allen Amtssprachen der Gemeinschaft erstellt.

(3) Die für die Arbeit der Agentur erforderlichen Übersetzun-
gen werden vom Übersetzungszentrum für die Einrichtungen
der Europäischen Union angefertigt.

Artikel 28

Transparenz und Kommunikation

(1) Bei der Bearbeitung von Anträgen auf Zugang zu in ih-
rem Besitz befindlichen Dokumenten unterliegt die Agentur
nach Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten der vorlie-
genden Vorordnung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(2) Die Agentur kann von sich aus die Kommunikation in
ihren Aufgabenbereichen übernehmen. Sie stellt insbesondere
sicher, dass zusätzlich zu der Veröffentlichung nach Artikel
20 Absatz 2 Buchstabe b) die Öffentlichkeit und die betroffenen
Kreise rasch objektive, zuverlässige und leicht verständliche In-
formationen über ihre Arbeit erhalten.

(3) Der Verwaltungsrat legt die praktischen Einzelheiten für
die Anwendung der Absätze 1 und 2 fest.

(4) Jede natürliche oder juristische Person kann sich in jeder
der in Artikel 314 des Vertrags genannten Sprachen schriftlich
an die Agentur wenden. Sie hat Anspruch auf eine Antwort in
der gleichen Sprache.

(5) Gegen die Entscheidungen der Agentur nach Artikel 8 der
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann Beschwerde beim Bür-
gerbeauftragten oder Klage beim Gerichtshof der Europäischen
Gemeinschaften nach Maßgabe der Artikel 195 bzw. 230 des
Vertrags erhoben werden.

KAPITEL IV

FINANZVORSCHRIFTEN

Artikel 29

Haushaltsplan

(1) Die Einnahmen der Agentur umfassen unbeschadet ande-
rer Finanzmittel

— einen Zuschuss der Gemeinschaft aus dem Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Union (Einzelplan Kommission);

— einen Beitrag der Länder, die bei der Umsetzung, Anwen-
dung und Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands as-
soziiert sind;

— Gebühren für erbrachte Dienstleistungen;

— etwaige freiwillige Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten.

(2) Die Ausgaben der Agentur umfassen die Ausgaben für
Personal-, Verwaltungs-, Infrastruktur- und Betriebsaufwendun-
gen.

(3) Der Exekutivdirektor stellt einen Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben der Agentur für das kommende Haushalts-
jahr auf und leitet ihn zusammen mit einem Stellenplan dem
Verwaltungsrat zu.

(4) Einnahmen und Ausgaben sind auszugleichen.

(5) Der Verwaltungsrat verabschiedet den Voranschlag ein-
schließlich des vorläufigen Stellenplans und des vorläufigen Ar-
beitsprogramms und übermittelt ihn zum 31. März der Kom-
mission und den Ländern, die bei der Umsetzung, Anwendung
und Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands assoziiert
sind.

(6) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusammen
mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der Europä-
ischen Union dem Europäischen Parlament und dem Rat (im
Folgenden „Haushaltsbehörde“ genannt).

(7) Auf der Grundlage des Voranschlags setzt die Kommis-
sion die von ihr für den Stellenplan und den Betrag des Zu-
schusses aus dem Gesamthaushaltsplan für erforderlich erachte-
ten Ansätze in den Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union ein, den sie der Haushaltsbehörde nach
Artikel 272 des Vertrags vorlegt.

(8) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den Zu-
schuss an die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur fest.
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(9) Der Haushaltsplan der Agentur wird vom Verwaltungsrat
festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn der Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Union endgültig festgestellt ist. Er wird
gegebenenfalls entsprechend angepasst.

(10) Alle Änderungen am Haushaltsplan, einschließlich des
Stellenplans, unterliegen demselben Verfahren.

(11) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushaltsbehörde
schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vorhaben, die
erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzierung des
Haushaltsplans haben könnten, was insbesondere für Immobi-
lienvorhaben wie die Anmietung oder den Erwerb von Gebäu-
den gilt. Er setzt die Kommission sowie die Länder, die bei der
Umsetzung, Anwendung und Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstands assoziiert sind, von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine Stel-
lungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stellungnahme
dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs Wochen nach der
Unterrichtung über das Vorhaben.

Artikel 30

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans

(1) Der Exekutivdirektor führt den Haushaltsplan der Agentur
aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haushalts-
jahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur dem Rech-
nungsführer der Kommission die vorläufige Rechnung und den
Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement
für das abgeschlossene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der
Kommission konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der Or-
gane und dezentralisierten Einrichtungen nach Artikel 128 der
Verordnung (EG) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften (1) (nachstehend „Haushaltsord-
nung“ genannt).

(3) Spätestens zum 31. März nach dem Ende des Haushalts-
jahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission dem
Rechnungshof die vorläufige Rechnung der Agentur und den
Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement
für das abgeschlossene Haushaltsjahr. Dieser Bericht geht auch
dem Europäischen Parlament und dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofs zu
der vorläufigen Rechnung der Agentur nach Artikel 129 der
Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener Verantwortung
die endgültigen Jahresabschlüsse der Agentur auf und legt sie
dem Verwaltungsrat zur Stellungnahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den end-
gültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.

(6) Spätestens zum 1. Juli des Folgejahres leitet der Exekutiv-
direktor die endgültigen Jahresabschlüsse zusammen mit der
Stellungnahme des Verwaltungsrats der Kommission, dem Rech-
nungshof, dem Europäischen Parlament und dem Rat sowie den
Ländern zu, die bei der Umsetzung, Anwendung und Weiter-
entwicklung des Schengen-Besitzstands assoziiert sind.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffentlicht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätestens
zum 30. September eine Antwort auf seine Bemerkungen. Diese
Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Das Europäische Parlament erteilt dem Exekutivdirektor
der Agentur auf Empfehlung des Rates vor dem 30. April des
Jahres n+2 Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans für
das Jahr n.

Artikel 31

Betrugsbekämpfung

(1) Zur Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen
rechtswidrigen Handlungen finden die Vorschriften der Verord-
nung (EG) Nr. 1073/1999 ohne Einschränkung Anwendung.

(2) Die Agentur tritt der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 25. Mai 1999 bei und erlässt unverzüglich die entsprech-
enden Vorschriften, die für sämtliche Mitarbeiter der Agentur
gelten.

(3) Die Finanzierungsbeschlüsse sowie die sich daraus ergeb-
enden Durchführungsverträge und -instrumente sehen ausdrück-
lich vor, dass der Rechnungshof und das OLAF erforderlichen-
falls eine Vor-Ort-Kontrolle bei den Empfängern der Mittel der
Agentur sowie bei den verteilenden Stellen durchführen können.

Artikel 32

Finanzregelung

Der Verwaltungsrat erlässt nach Anhörung der Kommission die
für die Agentur geltende Finanzregelung. Diese darf von der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der Kommission (2)
betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen nach
Artikel 185 der Haushaltsordnung nur abweichen, wenn dies
für den Betrieb der Agentur speziell erforderlich ist und die
Kommission zuvor ihre Zustimmung gegeben hat.
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KAPITEL V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 33

Bewertung

(1) Der Verwaltungsrat gibt binnen drei Jahren nach Tätig-
keitsaufnahme der Agentur und danach alle fünf Jahre eine un-
abhängige externe Bewertung der Durchführung dieser Verord-
nung in Auftrag.

(2) Im Rahmen der Bewertung wird geprüft, wie effizient die
Agentur ihren Auftrag erfüllt. Desgleichen werden der Nutzef-
fekt der Agentur und ihre Arbeitspraktiken beurteilt. Bei der
Bewertung werden die Standpunkte der beteiligten Kreise auf
europäischer und auf nationaler Ebene berücksichtigt.

(3) Die Ergebnisse der Bewertung werden dem Verwaltungs-
rat übermittelt; dieser legt der Kommission Empfehlungen für
Änderungen dieser Verordnung sowie für die Agentur und de-
ren Arbeitspraktiken vor, die die Kommission zusammen mit
ihrer Stellungnahme und geeigneten Vorschlägen dem Rat über-
mittelt. Gegebenenfalls ist ein Aktionsplan mit Zeitplan beizufü-
gen. Die Ergebnisse und die Empfehlungen der Bewertung wer-
den veröffentlicht.

Artikel 34

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Die Agentur nimmt ihre Tätigkeit am 1. Mai 2005 auf.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Luxemburg am 26. Oktober 2004.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
R. VERDONK
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